
Verkaufs- und Lieferbedingungen der Eugen Geyer GmbH – 12/2019 
 
I. Geltung / Angebote 
 
1. Diese Verkaufs- und Lieferbedingungen gelten für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Vertragspartnern. Sie gelten nur, wenn der Vertragspartner 
Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 
 
2. Diese Verkaufs- und Lieferbedingungen gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung beweglicher Sachen (nachfolgend: 
„Lieferungen“, „Ware“ oder „Produkte“ genannt), ohne Rücksicht darauf, ob wir die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern einkaufen (§§ 433, 650 BGB), sowie 
Leistungen zur gewerblichen oder beruflichen Verwendung. Sofern nichts anderes vereinbart, gelten sie in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Vertragspartners 
gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem 
Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 
 
3. Diese Verkaufs- und Lieferbedingungen gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Vertragspartners werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB des Vertragspartners die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen. 
 
4. Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Vertragspartner (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall 
Vorrang vor diesen Verkaufs- und Lieferbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. 
unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 
 
5. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Vertragspartners in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind 
schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über 
die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 
 
II. Vertragsschluss 
 
1. Unsere Angebote sind frei bleibend und unverbindlich. 
 
2. Die Bestellung der Ware durch den Vertragspartner gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, 
dieses Vertragsangebot innerhalb von 8 Tagen nach seinem Zugang bei uns anzunehmen. 
 
3. Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestätigung) oder durch Auslieferung der Ware an den Vertragspartner erklärt werden. 
 
4. Im Rahmen der Auftragserteilung hat uns der Vertragspartner alle zur Durchführung des Auftrages erforderlichen Unterlagen, insbesondere technische 
Zeichnungen, technische Daten, Prüfanweisungen, Rohmaterialanalyse etc. zur Verfügung zu stellen. Insbesondere muss der Vertragspartner die einzuhaltenden 
Toleranzen sowie Normen bekannt geben. Der Vertragspartner haftet für die Richtigkeit dieser Unterlagen und Angaben. Für Mängel, die auf Fehler in diesen 
Unterlagen oder Angaben zurückzuführen sind, haften wir nicht. 
 
5. Maßgeblich für den Auftrag ist unsere schriftliche Auftragsbestätigung. Hat der Vertragspartner Einwendungen gegen den Inhalt der Auftragsbestätigung, so muss 
er dieser unverzüglich widersprechen. Ansonsten kommt der Vertrag nach Maßgabe der Auftragsbestätigung zustande. Bei inhaltlichen Abweichungen von 
Zeichnungen ist die Leistungsbeschreibung in der Auftragsbestätigung maßgeblich. 
 
6. Wir behalten uns vor, nach Vertragsschluss Lieferungen oder Leistungen wie folgt zu ändern, sofern dies dem Vertragspartner zumutbar ist: 
 

a) Produkt- bzw. Prozessänderungen gemäß allgemeiner Weiterentwicklung und Verbesserung; 
b) geringfügige und unwesentliche Abweichungen in Farbe, Form, Design, Oberflächenstruktur, Maß, Gewicht und Mengen; 
c) optische sowie sonstige handelsübliche Abweichungen. 

 
7. Sind aufgrund fehlender oder fehlerhafter Angaben des Vertragspartners Änderungen zum Leistungsinhalt erforderlich, sind wir berechtigt, diese vorzunehmen; 
dadurch entstehende Kosten oder Schäden hat der Vertragspartner uns zu erstatten. 
 
8. Unsere Angaben zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie 
unsere Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen 
Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der 
Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen 
darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehen Zweck nicht 
beeinträchtigen.  
 
III. Muster und Prototypen / überlassene Unterlagen und Daten /Kostenvoranschläge 
 
1. Die Eigenschaften von Mustern, Prototypen bzw. Probeexemplaren werden nur dann Vertragsbestandteil, wenn dies ausdrücklich schriftlich vereinbart wurde. Der 
Vertragspartner ist zur Verwertung und Weitergabe von Mustern, Prototypen bzw. Probeexemplaren nicht berechtigt. 
 
Wird unsererseits aufgrund eines Warenmusters, Prototyps bzw. Probeexemplars verkauft, so sind Abweichungen hiervon bei der gelieferten Ware zulässig und 
berechtigen nicht zu Beanstandungen und Ansprüchen uns gegenüber, wenn sie handelsüblich sind und etwaig vereinbarte Spezifikationen durch die gelieferte Ware 
eingehalten werden, soweit nicht etwas anders vereinbart wurde. 
 
2. An den dem Vertragspartner bekanntgegebenen oder überlassenen Mustern, Prototypen bzw. Probeexemplaren, Abbildungen, Zeichnungen, Daten, 
Kostenanschlägen und sonstigen Unterlagen über unsere Produkte und Leistungen behalten wir uns alle Eigentums- und Urheberrechte vor. Der Vertragspartner 
verpflichtet sich, die in vorstehendem Satz aufgeführten Muster, Daten und/ oder Unterlagen nicht Dritten zugänglich zu machen, es sei denn, wir erteilen unsere 
ausdrückliche schriftliche Einwilligung. Diese sind auf Aufforderungen an uns zurückzugeben, soweit ein darauf basierender Auftrag an uns nicht erteilt wird. 
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IV. Lieferfrist / Lieferverzug 
 
1. Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. von uns bei Annahme der Bestellung angegeben. Sofern dies nicht der Fall ist, beträgt die Lieferfrist ca. 8 Wochen ab 
Vertragsschluss. 
 
2. Die vereinbarte Lieferzeit beginnt mit Vertragsabschluss, jedoch nicht vor Abklärung aller technischen Fragen sowie vor der vollständigen Beibringung der vom 
Vertragspartner bereit zu stellenden Unterlagen, Materialien oder Werkzeuge sowie nicht vor Eingang einer vereinbarten Anzahlung. Die genannten Lieferfristen sind 
stets annähernd und unverbindlich. Nachträgliche Änderungs- oder Ergänzungswünsche des Vertragspartners verlängern die Lieferzeit angemessen. 
 
3. Lieferfristen und Liefertermine sind eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der Liefergegenstand unseren Betrieb verlassen hat. 
 
4. Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, nicht einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den 
Vertragspartner hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb der neuen 
Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Vertragspartners werden 
wir unverzüglich erstatten. Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch unseren 
Zulieferer, wenn wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben, weder uns noch unseren Zulieferer ein Verschulden trifft oder wir im Einzelfall zur 
Beschaffung nicht verpflichtet sind. 
 
5. Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den Vertragspartner erforderlich. 
Geraten wir in Lieferverzug, so kann der Vertragspartner unter Ausschluss weiterer Ansprüche pauschalierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die 
Schadenspauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5% des Nettopreises (Lieferwert), insgesamt jedoch höchstens 5% des Lieferwerts der 
verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Vertragspartner gar kein Schaden oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als 
vorstehende Pauschale entstanden ist. Ein weitergehender Ersatz unsererseits des Verzugsschadens ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht im Falle eines vorsätzlichen, 
grob fahrlässigen oder arglistigen Handelns unsererseits, bei Ansprüchen wegen der Verletzung von Leib, Leben oder Gesundheit, bei Verzug sowie im Falle eines 
vereinbarten fixen Liefertermins im Rechtssinne und der Übernahme einer Leistungsgarantie oder eines Beschaffungsrisikos nach § 276 BGB und bei einer gesetzlich 
zwingenden Haftung. 
 
6. Die Rechte des Vertragspartners gem. Ziffer XI. und unsere gesetzlichen Rechte, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z.B. aufgrund 
Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben unberührt. 
 
V. Selbstbelieferung / Höhere Gewalt 
 
1. Erhalten wir aus von uns nicht zu vertretenden Gründen für die Erbringung unserer geschuldeten vertragsgegenständlichen Lieferungen oder Leistungen oder 
Leistungen unserer Unterlieferanten trotz ordnungsgemäßer und ausreichender Eindeckung vor Vertragsschluss mit dem Vertragspartner entsprechend der 
Quantität und der Qualität aus unserer Liefer- oder Leistungsvereinbarung mit dem Vertragspartner (kongruente Eindeckung) nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig oder treten Ereignisse höherer Gewalt von nicht unerheblicher Dauer (d.h. mit einer Dauer von länger als 14 Kalendertagen) ein, so werden wir unseren 
Vertragspartner rechtzeitig schriftlich oder in Textform informieren. In diesem Fall sind wir berechtigt, die Lieferung um die Dauer der Behinderung herauszuschieben 
oder wegen des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten, soweit wir unserer vorstehenden Informationspflicht nachgekommen sind 
und nicht das Beschaffungsrisiko oder eine Liefergarantie übernommen haben. 
 
Ist die Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte 
Gegenleistung des Vertragspartners werden wir unverzüglich erstatten. 
 
Der höheren Gewalt stehen gleich Streik, Aussperrung, behördliche Eingriffe, Energie- und Rohstoffknappheit, unverschuldete Transportengpässe oder -hindernisse, 
unverschuldete Betriebsbehinderungen – z.B. durch Feuer, Wasser- und Maschinenschäden – und allen sonstigen Behinderungen, die bei objektiver 
Betrachtungsweise nicht von uns schuldhaft herbeigeführt worden sind. 
 
2. Ist ein Liefertermin oder eine Lieferfrist verbindlich vereinbart, wird aufgrund von Ereignissen nach Ziffer V. 1. der vereinbarte Liefertermin und die vereinbarte 
Lieferfrist überschritten, so ist der Vertragspartner berechtigt, nach fruchtlosem Verstreichen einer angemessenen Nachfrist wegen des noch nicht erfüllten Teils 
vom Vertrag zurückzutreten. Weitergehende Ansprüche des Vertragspartners, insbesondere auf solche von Schadensersatz, sind in diesem Fall ausgeschlossen 
 
3. Vorstehende Regelung gemäß Ziffer V. 2. gilt entsprechend, wenn aus den in Ziffer V. 1. genannten Gründen auch ohne vertragliche Vereinbarung eines festen 
Liefertermins dem Vertragspartner ein weiteres Festhalten am Vertrag objektiv unzumutbar ist. Wir sind von der Lieferverpflichtung befreit, soweit eine Lieferung 
durch höhere Gewalt verhindert wird. Als höhere Gewalt gelten z.B. Krieg, Erdbeben, Hochwasser und sonstige Katastrophen, Streik, Zerstörung von 
Produktionseinrichtungen durch Feuer oder Explosion, soweit das Lieferhindernis nicht von uns zu vertreten ist, jeweils bei uns oder unserem Zulieferanten. Falls das 
Lieferhindernis mehr als vier Wochen andauert, sind wir in solchen Fällen zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 
 
VI. Lieferung / Gefahrübergang / Abnahme / Annahmeverzug 
 
1. Die Lieferung erfolgt ab Lager (EXW INCOTERM 2020), wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten 
des Vertragspartners wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, 
die Art der Versendung (insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen. 
 
2. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht spätestens mit der Übergabe auf den Vertragspartner über. Beim 
Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit 
Auslieferung der Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt über. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des 
Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Vertragspartner im Verzug der Annahme ist. 
 
3. Kommt der Vertragspartner in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert sich unsere Lieferung aus anderen, vom Vertragspartner zu 
vertretenden Gründen, so sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. Lagerkosten) zu verlangen. Hierfür 
berechnen wir eine pauschale Entschädigung i.H.v. 0,50 EUR/qm pro Kalendertag, beginnend mit der Lieferfrist bzw. – mangels einer Lieferfrist – mit der Mitteilung 
der Versandbereitschaft der Ware. 
 
Der Nachweis eines höheren Schadens und unsere gesetzlichen Ansprüche (insbesondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädigung, Kündigung) 
bleiben unberührt; die Pauschale ist aber auf weitergehende Geldansprüche anzurechnen. Dem Vertragspartner bleibt der Nachweis gestattet, dass uns überhaupt 
kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 
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VII. Halbzeuge / Beigestellte Ware / Eingangskontrolle  
 
1. Hat der Vertragspartner für Lohnbearbeitungsaufträge Halbzeuge bereit zu stellen, so sind sie frei Produktionsstätte mit einer angemessenen Mehrmenge für 
etwaigen Ausschuss und interne Rückstellmuster unentgeltlich und mangelfrei anzuliefern. Geschieht dies nicht, so gehen hierdurch verursachte Kosten und sonstige 
Folgen zu Lasten des Vertragspartners. 
 
2. Der Vertragspartner hat die Ware so anzuliefern, dass die Artikelbezeichnung, Stückzahl, Gewicht eindeutig erkennbar sind und eine eindeutige Zuordnung möglich 
ist. 
 
3. Wir prüfen die Ware des Vertragspartners bei Eingang lediglich auf äußerliche Beschädigung der Verpackung, Karton und der Ware selbst. Etwa festgestellte 
Schäden werden wir dem Vertragspartner innerhalb von 10 Werktagen melden. 
 
4. Treten bei der Fertigung an dem vom Vertragspartner beigestellten Material Schäden auf, die auf einen Verstoß gegen Verpflichtungen nach vorstehender Ziffer 
VII. 2. oder VII. 3. zurückzuführen sind, so haften wir dafür nicht. Entstehen uns dadurch Schäden, so hat der Vertragspartner uns diese zu ersetzen. 
 
VIII. Preise / Zahlungsbedingungen / Unsicherheitseinrede 
 
1. Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten unsere jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Preise, und zwar ab Lager, zzgl. gesetzlicher 
Umsatzsteuer. 
 
Der Rechnungsversand kann nach unserer Wahl auf dem Postweg oder per E-Mail erfolgen. Der Vertragspartner stimmt zu, dass er Rechnungen elektronisch erhält. 
Elektronische Rechnungen werden dem Vertragspartner per E-Mail im PDF-Format an die bekannt gegebene E-Mail-Adresse übersandt. Auf ausdrücklichen Wunsch 
des Vertragspartners kann der Rechnungsversand jederzeit auch auf Zustellung im Postweg umgestellt werden. 
 
2. Beim Versendungskauf (Ziffer VI. 1.) trägt der Vertragspartner die Transportkosten ab Lager und die Kosten einer ggf. vom Vertragspartner gewünschten 
Transportversicherung. Sofern wir nicht die im Einzelfall tatsächlich entstandenen Transportkosten in Rechnung stellen, gilt eine Transportkostenpauschale 
(ausschließlich Transportversicherung) i.H.v. 2 EUR/kg (Bruttogewicht) als vereinbart. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffentliche Abgaben trägt der 
Vertragspartner. 
 
3. Unsere Rechnungen sind innerhalb von 30 Tagen netto ab Rechnungsstellung und Lieferung bzw. Abnahme der Ware zahlungsfällig. Wir sind jedoch, auch im 
Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen. Einen entsprechenden 
Vorbehalt erklären wir spätestens mit der Auftragsbestätigung. 
 
4. Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Vertragspartner in Verzug. Der Kaufpreis ist während des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen 
Verzugszinssatz zu verzinsen. Wir behalten uns die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt unser Anspruch auf 
den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 
 
5. Dem Vertragspartner stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. 
 
6. Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des Vertragspartners gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach 
Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den 
Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt. 
 
IX. Eigentum / Eigentumsvorbehalt / Pfandrecht  
 
1. Wir behalten uns das Eigentum an dem Liefergegenstand bis zur vollständigen Zahlung sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag vor. Dies gilt auch für alle 
zukünftigen Lieferungen, auch wenn wir uns nicht stets ausdrücklich berufen. Wir sind berechtigt, den Gegenstand zurückzunehmen, wenn unser Vertragspartner 
sich vertragswidrig verhält. 
 
2. Unser Vertragspartner ist verpflichtet, solange das Eigentum noch nicht auf ihn übergegangen ist, den Gegenstand pfleglich zu behandeln. Insbesondere ist er 
verpflichtet, ihn auf eigene Kosten gegen Diebstahl-, Feuer- und Wasserschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Müssen Wartungs- und Inspektionsarbei-
ten durchgeführt werden, hat unser Vertragspartner diese auf eigene Kosten rechtzeitig auszuführen. Solange das Eigentum noch nicht übergegangen ist, hat unser 
Vertragspartner uns unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn der Liefergegenstand gepfändet oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der 
Dritte nicht in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet unser Vertragspartner für den uns 
entstandenen Ausfall.  
 
3. Werden Edelmetalle, Hilfsstoffe oder sonstige in unserem Eigentum stehende Sachen mit den im Eigentum des Vertragspartners stehenden uns zur Bearbeitung 
überlassenen Ware verarbeitet, verbunden oder vermengt, so erwerben wir das Miteigentum bzw. Alleineigentum nach § 947 BGB an der neuen Sache im Verhältnis 
des Wertes unserer Leistung zu dem Wert der Ware des Vertragspartners zur Zeit der Verarbeitung, Verbindung oder Vermengung. 
 
4. Erfolgen Verarbeitung, Verbindung oder Vermengung in der Weise, dass die Ware des Vertragspartners als Hauptsache anzusehen ist, so besteht Einigkeit, dass 
der Vertragspartner uns anteilsmäßig Miteigentum überträgt. 
 
5. Soweit wir Eigentum an der Sache nach Maßgabe des § 947 BGB oder § 950 BGB erwerben, behalten wir uns das Eigentum an dieser Sache vor bis zum Ausgleich 
aller bestehenden Forderungen aus bisherigen Verträgen mit dem Vertragspartner. 
 
6. Der Vertragspartner ist berechtigt, den Gegenstand, an dem wir Vorbehaltseigentum haben, im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern, 
vorbehaltlich des aus wichtigem Grund zulässigen Widerrufs. Im Fall der Weiterveräußerung tritt der Vertragspartner bereits jetzt sämtliche Ansprüche aus der 
Weiterveräußerung, insbesondere Zahlungsforderungen, aber auch sonstige Ansprüche, die im Zusammenhang mit der Veräußerung stehen, in Höhe unseres 
Rechnungsendbetrages (einschließlich Mehrwertsteuer) an uns ab. 
 
7. Für den Fall, dass der Liefergegenstand in der Weise mit beweglichen Sachen des Vertragspartners verbunden, vermischt oder vermengt wird, dass die Sache des 
Vertragspartners als Hauptsache anzusehen ist, überträgt der Vertragspartner uns hiermit schon jetzt das Miteigentum an der Gesamtsache im Verhältnis des Wertes 
des Liefergegenstandes zu dem Wert der anderen verbundenen, vermischten, bzw. vermengten Sachen. Der Vertragspartner verwahrt das Eigentum für uns 
unentgeltlich. Wird der Liefergegenstand mit beweglichen Sachen eines Dritten dergestalt verbunden, vermischt oder vermengt, dass die Sache des Dritten als 
Hauptsache anzusehen ist, so tritt der Vertragspartner schon jetzt den ihm gegen den Dritten zustehenden Vergütungsanspruch in dem Betrag an uns ab, der dem 
auf den Liefergegenstand entfallenden Rechnungsendbetrag entspricht. 
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8. Wegen aller Forderungen gegen den Vertragspartner steht uns ein Pfandrecht an den aufgrund des Vertrages in unseren Besitz gelangten Sachen des 
Vertragspartners zu. Das Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Leistungen und Lieferungen geltend gemacht werden, soweit sie mit 
dem Leistungsgegenstand im Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung besteht das Pfandrecht, soweit diese Ansprüche 
unbestritten oder rechtskräftig feststellt sind. 
 
X. Hinweispflichten des Vertragspartners 
 
1. Sofern sich entsprechende Hinweise nicht in den Unterlagen gemäß Ziffer II. 4.finden, hat uns der Vertragspartner spätestens bei Anlieferung der zu bearbeitenden 
Ware alle notwendigen Hinweise zu geben, die für eine ordnungsgemäße Bearbeitung der Ware erforderlich sind. Dazu gehören insbesondere detaillierte Angaben 
über die Behandlung der Ware. 
 
2. Der Vertragspartner ist verpflichtet, uns darauf hinzuweisen, falls der Einsatz der zu bearbeitenden Produkte mit besonderen Risiken verbunden ist. Dies gilt 
insbesondere für den Einsatz der Produkte in sicherheitsrelevanten Bereichen, wie z.B. Automobilbereich, Medizin- und Dentaltechnik, Luft- und Raumfahrt und 
Rüstung. 
 
XI. Mängelrüge / Pflichtverletzung wegen Sachmängeln / Gewährleistung 
 
1. Für die Rechte des Vertragspartners bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter 
Montageanleitung) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen 
Sondervorschriften bei Endlieferung der unverarbeiteten Ware an einen Verbraucher, auch wenn dieser sie weiterverarbeitet hat (Lieferantenregress gem. §§ 478 
BGB). Ansprüche aus Lieferantenregress sind ausgeschlossen, wenn die mangelhafte Ware durch den Vertragspartner oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch 
Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet wurde. 
 
2. Die Mängelansprüche des Vertragspartners setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. 
Bei Baustoffen und anderen, zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der 
Verarbeitung zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich 
schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offensichtliche Mängel innerhalb von sieben Arbeitstagen ab Lieferung und bei der Untersuchung nicht erkennbare 
Mängel innerhalb der gleichen Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Vertragspartner die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder 
Mängelanzeige, ist unsere Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften 
ausgeschlossen. 
 
3. Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer 
mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leisten. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 
 
4. Solange der Vertragspartner uns nicht Gelegenheit gibt, uns von dem Mangel zu überzeugen, er insbesondere auf Verlangen die beanstandete Ware oder Proben 
nicht zur Verfügung stellt, kann er sich auf einen Mangel der Ware nicht berufen. 
 
5. Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Vertragspartner den fälligen Kaufpreis bezahlt. 
 
6. Der Vertragspartner hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu 
Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der Vertragspartner die mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben. 
Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn wir ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren. 
 
7. Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. Ausbau- 
und Einbaukosten tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom 
Vertragspartner die aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei 
denn, die fehlende Mangelhaftigkeit war für den Vertragspartner nicht erkennbar. Erhöhen sich diese Kosten dadurch, dass der Liefergegenstand an einen anderen 
Ort als den Anlieferort verbracht wurde, trägt diese Kosten der Vertragspartner. Liegt tatsächlich ein Mangel nicht vor, können wir vom Vertragspartner die aus dem 
unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen uns entstandenen Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei denn, die fehlende 
Mangelhaftigkeit war für den Vertragspartner nicht erkennbar. 
 
8. Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nacherfüllung vom Vertragspartner zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Vertragspartners vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel 
besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 
 
9. Ansprüche des Vertragspartners auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von Ziffer XII. und sind 
im Übrigen ausgeschlossen. 
 
XII. Haftung / Schadensersatz wegen Verschulden  
 
1. Soweit sich aus diesen Verkaufs- und Lieferbedingungen einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung 
von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 
 
2. Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher 
Fahrlässigkeit haften wir, vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (z.B. Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; unerhebliche Pflichtverletzung), nur 
 

a)  für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
b)  für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags 

überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung 
jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

 
3. Die sich aus vorstehender Ziffer XII. 2. ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen, deren 
Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware übernommen haben und für Ansprüche des Vertragspartners nach dem Produkthaftungsgesetz. 
 
4. Soweit wir technische Auskünfte geben oder beratend tätig werden und diese Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von uns geschuldeten, vertraglich 
vereinbarten Leistungsumfang gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 
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5. Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Vertragspartner nur zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu 
vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht des Vertragspartners (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 
 
XIII. Verjährung 
 
1. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 
 
2. Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist 
und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). 
Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 Abs. 1 Nr. 1,71 Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 
 
3. Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprüche des Vertragspartners, die auf 
einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren 
Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des Vertragspartners gem. Ziffer XII. 2. Satz 1 und Satz 2(a) sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch 
ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 
 
XIV. Urheberrechte 
 
1. Haben wir nach Zeichnungen, Modellen, Mustern oder unter Verwendung von beigestellten Teilen des Vertragspartners zu liefern, so steht der Vertragspartner 
dafür ein, dass Schutzrechte Dritter im Bestimmungsland der Lieferungen und Leistungen hierdurch nicht verletzt werden. Wir werden den Vertragspartner auf alle 
uns bekannten Rechte hinweisen. Der Vertragspartner hat uns von Ansprüchen Dritter freizustellen und den Ersatz des entstandenen Schadens zu leisten. Wird uns 
die Herstellung oder Lieferung von einem Dritten unter Berufung auf ein ihm gehörendes Schutzrecht untersagt, so sind wir – ohne Prüfung der Rechtslage – 
berechtigt, die Lieferungen und Leistungen bis zur Klärung der Rechtslage durch den Vertragspartner und den Dritten einzustellen. Sollte uns durch die Verzögerung 
die Weiterführung des Auftrages nicht mehr zumutbar sein, so sind wir zum Rücktritt berechtigt.  
 
2. Sofern wir gegen Schutzrechte Dritter verstoßen, können wir eingegangene Verpflichtungen dadurch erfüllen, dass wir nach unserer Wahl entweder 
 

a)  die erforderlichen Lizenzen bezüglich der angeblich verletzten Schutzrechte beschaffen, oder  
b)  dem Vertragspartner einen geänderten Liefergegenstand bzw. Teile davon zur Verfügung stellen, die im Falle des Austausches gegen den verletzen-

den Liefergegenstand bzw. dessen Teil den Verletzungsvorwurf bezüglich der Lieferungen und Leistungen beseitigen.  
 
3. Uns überlassene Zeichnungen und Muster, die nicht zum Auftrag geführt haben, werden auf Wunsch zurückgesandt; sonst sind wir berechtigt, sie 3 Monate nach 
Abgabe des Angebotes zu vernichten. Diese Verpflichtung gilt für den Vertragspartner entsprechend. Der zur Vernichtung Berechtigte hat den Vertragspartner von 
seiner Vernichtungsabsicht rechtzeitig vorher zu informieren.  
 
4. Uns stehen die Urheber- und ggf. gewerblichen Schutzrechte, insbesondere alle Nutzungs- und Verwertungsrechte an den von uns oder von einem Dritten in 
unserem Auftrag gestalteten Modellen, Formen und Vorrichtungen, Entwürfen, Zeichnungen und dem Liefergegenstand zu. 
 
XV. Werkzeuge 
 
1. Werden dem Vertragspartner anteilige Werkzeugkosten berechnet, bleibt das jeweilige Werkzeug dennoch unser alleiniges Eigentum. Diese Werkzeuge werden 
von uns für 5 Jahre nach dem letzten Einsatz bereitgehalten. 
 
2. Für vom Vertragspartner gestellte Werkzeuge beschränkt sich unsere Haftung auf die Sorgfalt wie in eigener Sache. Kosten für Wartung und Pflege für vom 
Vertragspartner gestellte Werkzeuge trägt der Vertragspartner.  
 
XVI. Übertragung von Rechten und Pflichten 
 
Die Abtretung der Rechte und/oder die Übertragung der Pflichten des Vertragspartners aus dem Vertragsverhältnis auf einen Dritten sind ohne schriftliche 
Zustimmung von uns nicht zulässig. 
 
XVII. Exportkontrolle /Produktzulassung / Einfuhrbestimmungen 

 
1. Die Lieferungen und Leistungen sind mangels abweichender vertraglicher Vereinbarungen mit dem Vertragspartner zum erstmaligen Inverkehrbringen innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland oder bei Lieferung und Leistungen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ins vereinbarte Land der Erstauslieferung 
(Erstlieferland) bestimmt.  
 
2. Die Ausfuhr bestimmter Güter durch den Vertragspartner von dort kann – z.B. aufgrund ihrer Art oder ihres Verwendungszwecks oder Endverbleibs – der 
Genehmigungspflicht unterliegen. Der Vertragspartner ist verpflichtet, dies zu prüfen und die für diese Güter einschlägigen Ausfuhrvorschriften und Embargos 
insbesondere der europäischen Union (EU), Deutschland bzw. anderer EU-Mitgliedsstaaten sowie ggf. der USA oder asiatisch oder arabischer Länder und aller 
betroffenen Drittländer, strickt zu beachten, soweit er die von uns gelieferten Produkte ausführt, oder durch Dritte ausführen lässt.  
 
Zudem ist der Vertragspartner verpflichtet sicherzustellen, dass vor der Verbringung in ein anderes als das mit uns vereinbarte Erstlieferland durch ihn die 
erforderlichen nationalen Produktzulassungen oder Produktregistrierungen eingeholt werden und das die im nationalen Recht des betroffenen Landes verankerten 
Vorgaben zur Bereitstellung der Anwenderinformationen in der Landessprache und auch alle Einfuhrbestimmungen erfüllt sind.  
 
3. Der Vertragspartner wird insbesondere prüfen und sicherstellen und uns auf Anforderung nachweisen, dass  
 

− die überlassenen Produkte nicht für eine rüstungsrelevante, kerntechnische oder waffentechnische Verwendung bestimmt sind; 
− keine Unternehmen und Personen die in der US-Denied Persons List (DPL) genannt sind, mit US-Ursprungswaren, US-Software und US-Technologie 

beliefert werden; keine Unternehmen und Personen, die in der US-Warning List, US-Entity List oder US-Specially Designated Nationals List genannt 
sind, ohne einschlägige Genehmigung mit US-Ursprungserzeugnissen beliefert werden; 

− keine Unternehmen und Personen beliefert werden, die in der Liste der Specially Designated Terrorists, Foreign Terrorist Organizations, Specially 
Designated Global Terrorists oder der Terroristenliste der EU oder anderer einschlägiger Negativlisten für Exportkontrollen genannt werden; 

− keine militärischen Empfänger mit den von uns gelieferten Produkten beliefert werden;  
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− keine Empfänger beliefert werden, bei denen ein Verstoß gegen sonstige Exportkontrollvorschriften, insbesondere der EU oder der ASEAN-Staaten 
vorliegt;  

− alle Frühwarnhinweise der zuständigen deutschen oder nationalen Behörden des jeweiligen Ursprungstandes der Lieferung beachtet werden. 
 
4. Der Zugriff auf und die Nutzung von unsererseits gelieferten Produkten darf nur dann erfolgen, wenn die oben genannten Prüfungen und Sicherstellungen durch 
den Vertragspartner erfolgt sind; anderenfalls hat der Vertragspartner die beabsichtigte Ausfuhr zu unterlassen und sind wir nicht nur Leistung verpflichtet. 
 
5. Der Vertragspartner verpflichtet sich, bei Weitergabe der von uns gelieferten Produkte an Dritte diese Dritten in gleicher Weise wie in Ziffer XII. 1. bis 4. zu 
verpflichten und über die Notwendigkeit der Einhaltung solcher Rechtsvorschriften zu unterrichten.  
 
6. Der Vertragspartner stellt bei vereinbarter Lieferung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland auf seine Kosten sicher, dass hinsichtlich der von uns zu liefernden 
Produkte alle nationalen Einfuhrbestimmungen des Erstlieferlandes erfüllt sind. 
 
7. Der Vertragspartner stellt uns von allen Schäden und Aufwänden frei, die aus schuldhafter Verletzung der vorstehenden Pflichten gem. Ziffer XII.1. bis 6. 
resultieren. 
 
XVIII. Erfüllungsort /Gerichtsstand 
 
1. Erfüllungsort für die Zahlung des Vertragspartners sowie unserer Lieferungen und Leistungen ist Königsbach-Stein. 
 
2. Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis sowie über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden Rechtsstreitigkeiten ist bei Kaufleuten, die im 
Zeitpunkt der verfahrenseinleitenden Maßnahme ihren Sitz in der Europäischen Union, der Schweiz, Norwegen oder Island haben für beide Teile das für den Sitz 
unseres Unternehmens zuständige Gericht. Abweichend hiervon können wir nach unserer Wahl Klage auch am Sitz des Lieferanten erheben. Soweit vorstehende 
Ziffer XVIII. 2. nicht anwendbar ist, ist Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis sowie über sein Entstehen und seine Wirksamkeit ergebenden 
Rechtsstreitigkeiten ergeben, nach der Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss des ordentlichen 
Rechtswegs endgültig entschieden. Der Ort des Schiedsverfahrens ist Karlsruhe, Deutschland. Die Sprache des Schiedsverfahrens ist deutsch. 
 
XIX. Anzuwendendes Recht / Salvatorische Klausel 
 
1. Das Vertragsverhältnis unterliegt ausschließlich deutschem Recht unter Ausschluss der Regelungen des Internationalen Privatrechts und unter Ausschluss des UN-
Kaufrecht (CISG). 
 
2. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages aus Gründen des Rechtes der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach §§ 305 bis 310 BGB ganz oder teilweise 
unwirksam/nichtig oder nicht durchführbar sein oder werden, gelten die gesetzlichen Regelungen.  
 
Sollte eine gegenwärtige oder zukünftige Bestimmung des Vertrages aus anderen Gründen als den Bestimmungen betreffend das Recht der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen nach §§ 305 bis 310 BGB ganz oder teilweise unwirksam/nichtig oder nicht durchführbar sein oder werden, so wird hiervon die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt, soweit nicht die Durchführung des Vertrages – auch unter Berücksichtigung der nachfolgenden Regelungen – 
für eine Partei eine unzumutbare Härte darstellen würde. Das gleiche gilt, wenn sich nach Abschluss des Vertrages eine ergänzungsbedürftige Lücke ergibt. 
 
Entgegen einem etwaigen Grundsatz, wonach eine salvatorische Erhaltensklausel grundsätzlich lediglich die Beweislast umkehren soll, soll die Wirksamkeit der 
übrigen Vertragsbestimmungen unter allen Umständen aufrechterhalten bleiben und damit § 139 BGB insgesamt abbedungen werden. 


